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I.

Die neue Regelung im Text
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Artikel 1 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im
Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht beinhaltet eine Regelung zur
vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und zur Begrenzung
der Organhaftung bei einer durch die COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz
(sog. Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz-COVInsAG)

Das COVInsAG enthält folgende maßgeblichen Änderungen zur bislang
geltenden Rechtslage:



Hauptsitz in Bonn
Wilhelmstr. 40-42

53111 Bonn
Telefon: 0228 / 926 66 – 0

Fax: 0228 / 926 66 – 99
E-Mail: raestb@lehmkuehler-rechtsanwaelte.de

5

§ 1 Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:
Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach § 15a Insolvenzordnung (InsO) und nach
§ 42 Abs. 2 des BGB ist bis zum 30. September 2020 ausgesetzt:

Ausnahmen:
• Insolvenzreife beruht nicht auf den Folgen der Ausbreitung der COVID-19-Pandemie,

oder
• es bestehen keine Aussichten darauf, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu

beseitigen.

Bestand zum 31. Dezember 2020 noch keine Zahlungsunfähigkeit, wird gesetzlich vermutet,
dass die Insolvenzreife auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht und
Aussichten darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen.
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§ 2 Folgen der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Geschäftsgang erfolgen, insbesondere Zahlungen die
der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebs oder der Umsetzung
eines Sanierungskonzepts dienen, gelten als mit der Sorgfalt eines ordentlichen
Geschäftsleiters im Sinne des § 64 Satz 2 GmbHG vereinbar und sind vom Geschäftsleiter im
Falle der Insolvenz nicht persönlich zu erstatten;

die Rückgewähr eines im Aussetzungszeitraum gewährten neuen Kredits sowie die im
Aussetzungszeitraum erfolgte Bestellung von Sicherheiten zur Absicherung solcher Kredite
gelten als nicht gläubigerbenachteiligend � dies gilt auch für die Rückgewähr von
Gesellschafterdarlehen, nicht aber für deren Besicherung;
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§ 2 Folgen der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

Kreditgewährungen und Besicherungen im Aussetzungszeitraum sind nicht als
sittenwidriger Beitrag zur Insolvenzverschleppung anzusehen.

Rechtshandlungen, die dem anderen Teil eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder
ermöglicht haben, die dieser in der Art und zu der Zeit beanspruchen konnte, sind in einem
späteren Insolvenzverfahren nicht anfechtbar.

Ausnahme:
Dem anderen Teil war bekannt, dass die Sanierungs- und Finanzierungsbemühungen des
Schuldners nicht zur Beseitigung einer eingetretenen Zahlungsunfähigkeit geeignet
gewesen sind.
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§ 3 Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsolvenzanträgen:

Bei Gläubigerinsolvenzanträgen (sog. Fremdanträge), die zwischen dem 28. März 2020 und dem
28. Juni 2020 gestellt werden, setzt die Eröffnung des Insolvenzverfahrens voraus, dass der
Eröffnungsgrund bereits am 01. März 2020 vorlag.



II.

Insolvenzgründe nach der Insolvenzordnung
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Das Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz-COVInsAG baut im Wesentlichen auf der geltenden
Rechtslage auf und modifiziert diese für einen vorübergehenden Zeitraum ab dem 01. März
2020.

Die nach der Insolvenzordnung einschlägigen Insolvenzgründe bleiben daher auch noch auf
Grundlage des Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz-COVInsAG maßgeblich.

Es gibt drei Insolvenzantragsgründe:

• Drohende Zahlungsunfähigkeit
• Zahlungsunfähigkeit
• Überschuldung
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Drohende Zahlungsunfähigkeit, § 18 InsO:

Nur eine Option für den Geschäftsleiter, frühzeitig einen Insolvenzantrag zu
stellen;

Keine strafrechtlich sanktionierte Verpflichtung zur Stellung eines
Insolvenzantrags;
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Zahlungsunfähigkeit, § 17 InsO:

Ist gegeben, wenn die Schuldnerin nicht in der Lage ist, 90% der fälligen
Verbindlichkeiten in den nächsten drei Wochen zu bezahlen.

• Im Einzelfall kann die Frist kürzer oder länger sein.
• Die Fälligkeit von Verbindlichkeiten entfällt, wenn sie verschoben wird, d. h.

insbesondere die Verbindlichkeit gestundet wird.
• Eine reine Ratenzahlungsvereinbarung bedeutet nicht in jedem Fall gleichzeitig

eine Stundung der maßgeblichen Verbindlichkeit.

Merke: Stundungen stets ausdrücklich und schriftlich vereinbaren !
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Überschuldung, § 19 InsO:

Ist gegeben, wenn das Aktivvermögen das Passivvermögen nicht deckt, die Verbindlichkeiten
also das Vermögen überschreiten. Abzustellen ist hierbei auf die Verkehrswerte und nicht
auf die Finanz- oder Handelsfinanzwerte.

Merke:
• Stille Reserven prüfen und aufdecken � sie erhöhen die Aktiva.
• Stille Lasten erhöhen die Verbindlichkeiten.
• Rangrücktrittserklärungen für Verbindlichkeiten prüfen und bedenken � sie führen dazu,

dass die im Rang zurück getretenen Verbindlichkeiten bei der Überschuldungsprüfung
nicht mit einzubeziehen sind.
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Überschuldung, § 19 InsO:

Ist nur dann ein Insolvenzgrund, wenn keine positive Fortbestehensprognose für die
Schuldnerin besteht.

Eine positive Fortbestehensprognose besteht, wenn das Unternehmen die nächsten zwei
Jahre am Markt Bestand hat.

Voraussetzungen:
• Innerhalb der nächsten zwei Jahre tritt keine Zahlungsunfähigkeit ein;
• der Zeitraum von zwei Jahren erfasst das laufende und das folgende Geschäftsjahr, so

dass der Zeitraum auch kürzer als zwei Jahre sein kann;
• auf die Ertragsfähigkeit kommt es nach herrschender Meinung nicht an;
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Überschuldung, § 19 InsO:

Die Fortbestehensprognose ist – vor allem zur Vermeidung späterer strafrechtlicher
Konsequenzen – schriftlich zu dokumentieren.

Voraussetzungen:
• Ausführliche und vertretbare Prognose/Planung die insbesondere eine

Liquiditätsplanung beinhalten muss;
• die Prognose sollte fachmännisch sein und einer späteren Überprüfung, ggf. auch durch

ein Gericht oder die Staatsanwaltschaft, standhalten können;
• ein Gutachten auf Grundlage des Standards IDW-S6 ist nicht zwingend erforderlich – wird

aber häufig bankenseitig verlangt, wenn neue Finanzierungen anstehen oder bestehende
prolongiert werden sollen.
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Überschuldung, § 19 InsO:

Merke:

Bei der Fortbestehensprognose ist eine ausführliche Dokumentation der Vermögenswerte, der
Planung und der Liquidität zwingend erforderlich!!!

Derartige Planungen können durch Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, ggf. Unternehmensberater
und spezialisierte Rechtsanwälte erstellt werden.



III.

Folgen der Verletzung der Antragspflicht 
bis/einschließlich Februar 2020
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1. Strafrechtliche Folgen:
a.) Insolvenzverschleppung:

Nach § 15a InsO macht sich wegen Insolvenzverschleppung strafbar, wer
• als Mitglied des Vertretungsorgans juristischer Personen (insbesondere einer

GmbH und AG),
• trotz Insolvenzreife, also Vorliegen einer Überschuldung und/oder

Zahlungsunfähigkeit,
• keinen Insolvenzantrag stellt.

Das Strafmaß beträgt Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.

Gemäß § 130a HGB gilt dies entsprechend für die Geschäftsleiter einer GmbH & Co.
KG bzw. einer UG & Co. KG.
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1. Strafrechtliche Folgen:
b.) Bankrottdelikte, § 283 StGB ( Auszug aus dem Gesetzestext [1]):

Auszug aus dem Gesetzestext:

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer bei
Überschuldung oder bei drohender oder eingetretener Zahlungsunfähigkeit

1. Bestandteile seines Vermögens, die im Falle der Eröffnung des
Insolvenzverfahrens zur Insolvenzmasse gehören, beiseite schafft oder
verheimlicht oder in einer den Anforderungen einer ordnungsgemäßen
Wirtschaft widersprechenden Weise zerstört, beschädigt oder unbrauchbar
macht,
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1. Strafrechtliche Folgen:
b.) Bankrottdelikte, § 283 StGB (Auszug aus dem Gesetzestext [2]):

2. in einer den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft
widersprechenden Weise Verlust- oder Spekulationsgeschäfte oder
Differenzgeschäfte mit Waren oder Wertpapieren eingeht oder durch
unwirtschaftliche Ausgaben, Spiel oder Wette übermäßige Beträge verbraucht
oder schuldig wird,

3. Waren oder Wertpapiere auf Kredit beschafft und sie oder die aus diesen Waren
hergestellten Sachen erheblich unter ihrem Wert in einer den Anforderungen
einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden Weise veräußert oder
sonst abgibt,
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1. Strafrechtliche Folgen:
b.) Bankrottdelikte, § 283 StGB (Auszug aus dem Gesetzestext [3]):

4. Rechte anderer vortäuscht oder erdichtete Rechte anerkennt,

5. Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu führen
unterläßt oder so führt oder verändert, daß die Übersicht über seinen
Vermögensstand erschwert wird,

6. Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung ein Kaufmann
nach Handelsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der für Buchführungspflichtige
bestehenden Aufbewahrungsfristen beiseite schafft, verheimlicht, zerstört oder
beschädigt und dadurch die Übersicht über seinen Vermögensstand erschwert,
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1. Strafrechtliche Folgen:
b.) Bankrottdelikte, § 283 StGB (Auszug aus dem Gesetzestext [4])

7. entgegen dem Handelsrecht

a) Bilanzen so aufstellt, daß die Übersicht über seinen Vermögensstand
erschwert wird, oder

b) es unterläßt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in der
vorgeschriebenen Zeit aufzustellen, oder

8. in einer anderen, den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft grob
widersprechenden Weise seinen Vermögensstand verringert oder seine
wirklichen geschäftlichen Verhältnisse verheimlicht oder verschleiert.
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1. Strafrechtliche Folgen:
b.) Bankrottdelikte, § 283 StGB:

es reicht – anders als bei der Insolvenzverschleppung – bei den Tathandlungen des
Bankrotts bereits das Vorliegen drohender Zahlungsunfähigkeit aus!

In der Praxis werden insbesondere die Ziffern 5, 6 und 7 durch die Staatsanwaltschaft
verfolgt, da diese Delikte auslegungsfrei und einfach nachzuweisen sind.

Der vollständige Gesetzestext ist als Anlage beigefügt.
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1. Strafrechtliche Folgen:
c.) Vorenthalten und Veruntreuung von Arbeitsentgelt, § 266a StGB:

Nichtabführung von Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversicherung wird wegen ihres
Treuhandcharakters unter Strafe gestellt.

Für die Strafbarkeit des Arbeitgebers reicht bereits das Vorenthalten der
Arbeitnehmerbeiträge.

Es droht eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.

Der vollständige Gesetzestext ist als Anlage beigefügt.
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1. Strafrechtliche Folgen:
d.) Betrug, § 263 StGB:

In Betracht kommt insbesondere der Eingehungsbetrug.

Ein Eingehungsbetrug liegt vor, wenn
• eine Verbindlichkeit eingegangen wird, und
• die handelnde Person (insbesondere der Geschäftsleiter) zum Zeitpunkt der

Begründung der Verbindlichkeit weiß, wissen muss oder billigend in Kauf nimmt,
• die Verbindlichkeit zum Zeitpunkt der Fälligkeit nicht ausgleichen zu können.

Es droht eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.

Der vollständige Gesetzestext ist als Anlage beigefügt.
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2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
a.) Haftung für sog. massemindernde Zahlungen, § 64 S. 1 GmbH-Gesetz:

Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft zum Ersatz von Zahlungen verpflichtet, die
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit und/oder der Überschuldung geleistet werden.

Ausnahme:
Zahlungen, die mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns vereinbar sind.
• Darlegungs- und Beweislast trägt der Geschäftsführer;
• enge Auslegung, da Ausnahmeregelung;

Merke:
Diese Vorschrift hat erhebliche haftungsrechtliche Auswirkungen für den
Geschäftsführer, da er für jede Zahlung nach Eintritt der Krise persönlich haftet!!!
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2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
b.) Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß §§ 129 ff. InsO:

Insolvenzverwalter kann nach Insolvenzeröffnung unter bestimmten
Voraussetzungen Rechtshandlungen der Schuldnerin aus dem Zeitraum vor
Insolvenzeröffnung rückgängig machen, insbesondere von Gläubigern erhaltende
Zahlungen der Schuldnerin zurückverlangen.

Je nach den Voraussetzungen der unterschiedlichen Anfechtungsnormen sind

verschiedene Anfechtungsfristen zu unterscheiden � maßgeblich ist insoweit
insbesondere auch der Kenntnisstand des Anfechtungsgegners/Zahlungsempfängers
von der wirtschaftlichen Situation der Schuldnerin zum Zeitpunkt der Zahlung.
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2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
b.) Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß §§ 129 ff. InsO:

Auszugsweise Darstellung der Insolvenzanfechtungstatbestände:
• §§ 130, 131 InsO

� Erfassen den Zeitraum der letzten drei Monate vor Insolvenzantragstellung.
� Aufgrund des engen zeitlichen Zusammenhangs zum Insolvenzereignis sind

diese Normen sehr praxisrelevant.
� Insbesondere die Vorschrift des § 131 InsO eröffnet dem Insolvenzverwalter

eine erleichterte Anfechtungsmöglichkeit, da in diesem Fall der Gläubiger
auf die erhaltene Zahlung zu der Zeit oder in der Art keinen Anspruch hatte.
Regelmäßig reicht zur Geltendmachung ein Schreiben des Verwalters aus.
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2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
b.) Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß §§ 129 ff. InsO:

Auszugsweise Darstellung der Insolvenzanfechtungstatbestände:
• §§ 130, 131 InsO

� bei der Vorschrift des § 130 InsO muss der Insolvenzverwalter nachweisen,
dass der Zahlungsempfänger zum Zeitpunkt der Zahlung Kenntnis der
Zahlungsunfähigkeit der Schuldnerin hatte;

• § 134 InsO
� Hat der Gläubiger von der Schuldnerin etwas durch eine sog. unentgeltliche

Leistung erhalten, kann der Verwalter dies zurück verlangen.
� Maßgeblich ist der Zeitraum von 4 Jahren vor Insolvenzantragstellung.



Hauptsitz in Bonn
Wilhelmstr. 40-42

53111 Bonn
Telefon: 0228 / 926 66 – 0

Fax: 0228 / 926 66 – 99
E-Mail: raestb@lehmkuehler-rechtsanwaelte.de

30

2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
b.) Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß §§ 129 ff. InsO:

Auszugsweise Darstellung der Insolvenzanfechtungstatbestände:
• § 133 InsO (sog. Vorsatzanfechtung)

� ermöglicht dem Insolvenzverwalter die Rückgängigmachung von
Rechtshandlungen (insbesondere Zahlungen) innerhalb eines Zeitraums von
bis zu 10 Jahren vor Insolvenzantragstellung;

� der Insolvenzverwalter muss darlegen und nachweisen, dass der Schuldner
mit dem Vorsatz handelte, seine (anderen) Gläubiger zu benachteiligen und
dass der Anfechtungsgegner hiervon Kenntnis hatte;

� dem Insolvenzverwalter wird die Darlegung und der Nachweis durch
gesetzlich geregelte Vermutungen erleichtert.
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2. Zivilrechtliche/finanzielle Folgen: 
b.) Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß §§ 129 ff. InsO:

Die Geltendmachung von Insolvenzanfechtungsansprüchen ist sehr komplex und im

Wesentlichen durch die Rechtsprechung geprägt. Das Studium des Gesetzestextes ist
insoweit nicht erhellend und die hier gemachten Ausführungen können lediglich einen
kleinen Einblick in dieses schwer verständliche Rechtsinstitut liefern. Sie sollen insoweit
eine Sensibilität herstellen, wenn mit kriselnden Unternehmen Rechtsbeziehungen
bestehen und beispielsweise Forderungen beigetrieben werden. In solchen Fällen wird
die Beratung durch spezialisierte Rechtsanwälte zur gestaltenden Vermeidung späterer
Insolvenzanfechtung dringend empfohlen.



IV.

Änderungen der Insolvenzantragspflicht ab dem 01. 
März 2020 durch das COVInsAG
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1. Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

nicht das Tatbestandsmerkmal der Insolvenzreife wird aufgehoben, sondern lediglich die

Insolvenzantragspflicht ausgesetzt;

Aussetzung der Antragspflicht ist befristet bis zum 30. September 2020 �

erforderlichenfalls kann der Zeitraum bis 31. März 2021 verlängert werden;

Es wurden zwei Ausnahmen von der Aussetzung der Antragspflicht geregelt:

• Insolvenzreife beruht nicht auf der COVID-19-Pandemie, oder
• Es besteht keine Aussicht (mehr) eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen.
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1. Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

Es gilt eine gesetzliche Vermutung:

War der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zahlungsunfähig, so wird vermutet,
dass die Insolvenzreife auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht. Ferner
wird in diesem Fall vermutet, dass Aussichten bestehen, eine bestehende
Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen.

Gesetzliche Vermutungen bergen das Risiko, dass sie keinen unmittelbaren
Tatsachengehalt haben. Sie können daher vom jeweiligen (Prozess-)Gegner
(Insolvenzverwalter/Staatsanwaltschaften) durch Vortrag von Tatsachen widerlegt
werden. Es ist dann Sache des Geschäftsleiters des Schuldners, diese Tatsachen durch
den Beweis von Gegentatsachen zu entkräften.
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1. Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

Merke:
Besonders wichtig ist die Dokumentation, dass die Insolvenzreife auf der COVID-19-
Pandemie beruht und Aussichten zur Beseitigung der Zahlungsunfähigkeit bestehen!

der Geschäftsleiter sollte zum Zwecke des Nachweises, dass die Insolvenzreife auf den
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht dokumentieren, dass
• Fördermittel beantragt wurden;
• Umsatzrückgänge und Kundenverluste eingetreten sind;
• Forderungsausfälle zu verzeichnen waren;
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1. Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:

Zum Beweis der Vermutung, dass die Zahlungsunfähigkeit beseitigt werden kann, kann
die Fortbestehensprognose herangezogen werden.

Unklar ist, auf welchen Planzahlen in dieser außergewöhnlichen, sich täglich ändernden
Situation bei der Erstellung der Prognose abzustellen ist.
• Zeitraum der verwaltungsbehördlichen Auflagen und Verfügungen bzw. deren

Lockerungen ist unklar;
• Im Rahmen der Planung sollte vorsorglich zunächst von größeren Ausfällen auf

Umsatz- und Kundenseite ausgegangen werden � die Planung sollte dann in
Abhängigkeit von den sich täglich ändernden Faktoren stets angepasst und
entsprechend dokumentiert werden.
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1. Aussetzung der Insolvenzantragspflicht:
Das COVInsAG enthält keine Vermutung, dass eine Überschuldung nicht vorliegt, wenn
die Überschuldung nicht bereits zum 31. Dezember 2019 eingetreten war.

Merke:
Bei Überschuldung bleibt vermutlich auch nach dem COVInsAG die Insolvenzantragspflicht
für den Geschäftsleiter bestehen. Sie ist von der Aussetzung nicht erfasst!

Zur Vermeidung der Überschuldung muss das Vorhandensein stiller Reserven geprüft
werden und ggf. – soweit vorhanden – Gesellschafterdarlehen mit
Rangrücktrittserklärungen versehen werden � in diesem Fall sind die
Gesellschafterdarlehen bei der Aufstellung des Überschuldungsstatus nicht zu
berücksichtigen.
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2. Strafrechtliche Folgen:

die strafbare Insolvenzverschleppung entfällt;

andere Straftatbestände im Zusammenhang mit der unternehmerischen Krise werden
vom COVInsAG nicht erfasst.

Merke:
Zur Vermeidung einer Strafbarkeit wegen der Nichtabführung von
Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversicherung sollten vorsorglich Stundungen
beantragt werden. Sollte die Liquidität nicht ausreichen, um Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeiträge zu bezahlen, sollten vorrangig nur die Arbeitnehmerbeiträge
gezahlt werden und dies im Rahmen der Überweisung kenntlich gemacht werden.
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2. Strafrechtliche Folgen:

Merke:
Im Rahmen der strafrechtlichen Verantwortung ist auch die Frage der Schuld für eine
Verurteilung und für die Strafzumessung von erheblicher Bedeutung.

Empfehlung:
Es sollte ein Rechtsanwalt mit Erfahrung im Bereich Insolvenzrecht und Strafrecht
hinzugezogen werden. Sofern ein derartiger Berater Empfehlungen ausspricht und sich
diese zu einem späteren Zeitpunkt als nicht haltbar herausstellen, so ist der Schuldvorwurf
gegenüber dem Geschäftsführer nur stark eingeschränkt möglich. Wenn bereits der Berater
aufgrund der derzeitigen Situation falsche Handlungsempfehlungen erteilt, wie soll dann
der nicht spezialisierte Geschäftsführer erkennen, dass er sich strafbar macht.
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3. Zivilrechtliche Folgen:

Die Haftung für massemindernde Zahlungen gemäß § 64 S. 1 GmbHG entfällt, sofern es
sich bei den Zahlungen um solche im ordnungsgemäßen Geschäftsgang handelt.
Zahlungen im ordnungsgemäßen Geschäftsgang sind insbesondere solche, die der
Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebs oder der Umsetzung
eines Sanierungskonzepts zu dienen bestimmt sind.

Die Rückgewähr eines neuen Kredits im Aussetzungszeitraum ist nicht
gläubigerbenachteiligend und damit nicht anfechtbar. Dies gilt insbesondere für die
Gewährung von Gesellschafterdarlehen und deren Rückzahlung.
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3. Zivilrechtliche Folgen:
Im Zusammenhang mit den fehlenden Regelungen über die Überschuldung könnte man
die Vermutung sehen, dass der Gesetzgeber die Gesellschafter auffordert, ihre
Unternehmen zur Vermeidung einer Überschuldung entweder mit ausreichendem
neuem Eigenkapital auszustatten, bereits gewährte Gesellschafterdarlehen mit
Rangrücktritten zu versehen, oder neue Gesellschafterdarlehen verbunden mit
Rangrücktritten dem Unternehmen zur Verfügung zu stellen.

Auch die Anfechtung ist unter bestimmten Voraussetzungen in einem späteren
Insolvenzverfahren ausgeschlossen. Der Anfechtungsausschluss gilt jedoch nicht, wenn
dem Anfechtungsgegner bekannt war, dass die Sanierungs- und
Finanzierungsbemühungen des Schuldners nicht zur Beseitigung einer eingetretenen
Zahlungsunfähigkeit geeignet gewesen sind.



V.

Antragsrecht von Gläubigern
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Bei zwischen dem 28. März 2020 und dem 28. Juli 2020 gestellten
Gläubigerinsolvenzanträgen (sog. Fremdanträge) setzt die Eröffnung des
Insolvenzverfahrens voraus, dass der Eröffnungsgrund bereits am 01. März 2020 vorlag. Die
Reglung umfasst offensichtlich die Eröffnungsgründe der Zahlungsunfähigkeit und der
Überschuldung.

Diese Regelung gilt nicht für Eigenanträge.



Abschließender Hinweis:

Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass es sich bei
diesem Skript um das Handout zu einem fünfzehnminütigen
Vortrag handelt. Es werden daher nur Grundzüge dargestellt.
Das Skript erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und
kann eine sorgfältige und juristisch fundierte Beratung in
keinem Fall ersetzen.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !!!


































































